
Art. 19 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

Rechtssicherheit in diesem Verständnis ist also nicht die Erfüllung einer notwendigen 
Funktion in der Erfassung und Verwirklichung der Rechtsidee. Sie wird in der DDR viel­
mehr nur gewährt entsprechend den Erfordernissen der gesellschaftlichen Entwicklung. 
Klar und eindeutig ist das sozialistische Recht in seinem Telos. Was dieses aber in einer 
bestimmten Entwicklungsphase verlangt, ist in der Regel in den Präambeln der Gesetze - 
so auch in der Präambel der Verfassung - angegeben. Was die Entwicklung konkret in 
einem bestimmten Moment fordert, wird jeweils offengelassen und richtet sich nach den 
Beschlüssen der Parteiführung, die Richtschnur für die Interpretation sind. Einigermaßen 
zweifelsfrei ist der Inhalt des Rechts nur, solange die Parteibeschlüsse gelten. Weil diese 
jederzeit geändert werden können, ist der Inhalt des Rechts wandelbar. Es fehlt ihm weit­
gehend Bestimmtheit und Berechenbarkeit. Die Organisation der Gerichtsbarkeit nach 
dem Grundsatz der Gewalteneinheit garantiert die Durchsetzung und einheitliche Anwen­
dung des Rechts, aber auch die Anpassung an neue Interpretationen. Verläßlichkeit im 
Ablauf der Zeit ist also nicht gegeben.

Die in der Phase der Konsolidierung der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord­
nung mit dem Ausbau des sozialistischen Rechtssystems geforderte Bindung an die 
Rechtsnormen setzt zwar der Interpretation nunmehr gewisse Schranken, vor allem dort, 
wo der Wortlaut einer Norm eindeutig ist, und verweist Anpassungen auf den Weg der 
Gesetzgebung. Damit ist in einem gewissen Grad das erreicht, was mit Stabilität des 
Rechts zu bezeichnen ist. Diese Stabilität ist aber nur relativ, weil wegen der jederzeit ge­
gebenen Möglichkeit einer Neuinterpretation dem Recht die Dynamik erhalten bleibt.

So wird die Rechtssicherheit im Verständnis der Verfassung gewährt durch die einheit­
liche Anwendung des Rechts, seine Durchsetzbarkeit und durch eine gewisse Stabilität. 
Da dem Recht aber die Verläßlichkeit im Ablauf der Zeit, also die Berechenbarkeit fehlt, 
ist Rechtssicherheit im Verständnis der Verfassung nicht mit dem Begriff der Rechtssi­
cherheit gleichzusetzen, wie er von der herkömmlichen Rechtslehre verwendet wird. 
Ernst-Wolfgang Böckenförde (Die Rechtsauffassung im kommunistischen Staat, S. 42) 
weist zutreffend darauf hin, daß die Bedeutung, die gesetzlichen Fixierungen zur Zeit zu­
teil wird, nicht auf einer Beständigkeit des Rechts beruht, sondern ebenfalls Ausdruck sei­
ner politischen Funktion ist.

Trotzdem bedeutet die Gewährung der Rechtssicherheit in dem Verständnis der Verfas­
sung für die Rechtsunterworfenen einen höheren Grad an Sicherheit, als er in der Zeit ge­
geben war, in der die Forderung nach Rechtssicherheit als Ausdruck eines rückschrittlich­
bürgerlichen Rechtsdenkens ausgegeben wurde, damit der Entwicklung nach den Erkennt­
nissen der marxistisch-leninistischen Partei keine Hindernisse in den Weg gelegt werden 
konnten.

64 b) Ein Zeichen der erhöhten Stabilität des Rechts ist Art. 106, wonach die Verfas­
sung nur durch die Volkskammer durch Gesetz geändert werden kann, das ihren Wort­
laut ausdrücklich ändert oder ergänzt. Die Weiterentwicklung der Verfassung außerhalb 
der Verfassungsurkunde, wie sie unter der Geltung der Verfassung von 1949 üblich war, 
ist damit untersagt. Da aber Art. 71 Neuinterpretationen durch Staatsrat und Volkskam­
mer ermöglicht, ist auch die Stabilität der Verfassung nur relativ (s. Erl. zu Art. 106).

65 6. Rechtserziehung, Rechtsarbeit, Rechtsbewußtsein. Die erhöhte Rolle des Rechts 
drückt sich darin aus, daß Anstrengungen unternommen werden, auf der einen Seite die 576
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